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" 

Z1. 010.009 - ParI. /71 ,.~ 21;. Häil1971 Fra:;;, am~",,", ' . .-

V/ien, am 23. März 1971 

An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wie n 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage 

Nr. 430/J-NR/71, die die Abgeordneten Dr. Mock und 

Genossen am 17. Februar 1971 an mich richteten, beehre 

ich mich wie folgt zu beantworten: 

In der Regierungserklärung, die Bundeskanzler 

Dr. Kreisl{}T in der 2. Sitzung der XII. Gesetzgebungsperiode 

, des Nationalrates der Republik Österreich am 27. April 19'70 

abgegeben hat, wurden folgende Punkte, die in die Kompetenz 

des Bundesministeriums für 'Wissenschaft und Forschung 

gerieren, aufgestellt: 

"Im Bereich der Universitäten und Hochschulen 

strebt die Bundesregierung eine Gesamtreform mit folgenden" 

zusammenhängenden Schwerpunkten an: 

Studienreform , 

Strub.i:ur- und Verwaltungsreform, 

Reform des Lehr- und Prüfungswesens, 

V/issenschafts- und Forschungsförderung. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß solche Heformen ' 

in mehreren Etappen unter Auswertung der jeweils bis dahin, 

gemachten praktischen Erfahrungen vor sich gehen mUssen, 
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strebt die Bundesregierung insbesondere folgende Reformen 

an: 

Die Verabschiedung weiterer Studiengesetze 

unter Berücksichtigung moderner Erkenntnisse der Hoch·· 

schuldidaktik. 

gine Eeform der Institute, der li'ak.ultäten und der 

Universitätsspitze unter Zugrundelegung eines OJ.tganisations­

prinzips. das die nach Qualifikation gestufte Mitbestimmung 

und I\'Htverantwortung aller am \Vissenschaftsprozeß Beteiligten 

und die Transparenz der \Villensbildungs- und Entseheidungs·· 

prozesse gewährleistet. 

Desgleichen soll die Errichtung vondr.ittelparitä'~ 

tiseh z'.Jsammengeset:;;.ien SÜ.:dJen.l{ommissionen o.n weiteren 

Fakultäten österreichisehc:r Hochschulen erfolgen •. 

Im Hahmen e}:fJe::, speziellen Assistenten.gesetzes~ 

wird die Stellung der Assistenten und ihre Laufbahn, neu zu regEün 

sein. 

D.ie Bundesregierung wird außerdelDbest1.'ebt sein" 

die BernUhungen um eine zeitg'emäße Reform des H'lbilitatiom,~·" 

und Berufungsverfahrens cJ:':folgretch alizusehließen .. 

Die Bundesregierung wird ferner alle J\1öglichkeiten 

wahrnehmen, die sich auf dem Gebiet einer Reform·der Hoch­

schulverwaltung, etnschließlich des Bibliothekarwesens" eröffnen. 

Sie wird sich auch nicht scheuen, ihren Beitrag für 

eine neue Regelung der studentischen Selbstverwaltung unter 

Einbau von direkt gewählten Institutsv(;rtretern zu leisten. Die 

Initiative muß allerdings von studentischer Seite ausgehen. 

Die Bundesregierung ist fest entschlossen, di.e Vvis­

sensehaftspolitik zu einem ihrer zentralen Anliegen zu ma.ch~~n 

und auf dem Gebiet der Forsehungsförderung die bisher prakti­

zierte Politik der kleinen Schritte durch energj.sche, planvoHe 

und großzügige Maßnahmen zu. ersetzen. 

.;' 

! ., 
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Zunächst werden die Budgetmittel für Zwecke der 

Forschung und der Forschungsförderung noch heuer erhöht 

werden. Die Mittel hiefür werden aus jenen Budgetansätzen 

gewonnen werden, die bisher für die VJerbetätigkeit der Bun­

desregierung und der Bundesministerien vorgesehen waren. 

Die im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 

sehr nutzbringende und erfolgversprechende Tätigkeit der 

beiden F'orschungsförderungsfonds wird intensiviert, ihre 

Kompetenzen werden erweitert. Insbesondere wird die Bundes­

regierung prüfen~ in welcher Weise den Fonds die Möglich­

keit gegeben werden kann, größere Initiativen zu entwickeln, 

selbst Projekte aufzu.greifen und von sich aus Forschungsauf­

träge zu erteilen.· Gleichzeitig muß die Koordination zwischen 

den Forschungsförderungsfonds noch intensiviert werden. 

Die Bundesregierung fühlt sich nicht zuletzt des­

halb verpflichtet, die Forschungspolitik auf eine völlig neue 

Basis zu stellen, weil die eminen.te wirtschaftliche Bedeutung 

der Forschung heute von niemandem mehr bestritten werden 

kann. Das gilt sowohl für die angewandte Forschung als auch 

- längerfristig - für die Grundlagenforschung. 

Aus allen diesen Gründen wird die Bundesregier.ung . 

- zahlreichen internationalen Beispielen folgend - dem Hohen . 

Haus in l('ürze einen Gesetzentwurf vorlegen, der unter anderem 

die Schaffung eine? eigenen Vlissenschaftsministeriums zum 

Ziele hat. 

Die Organisationsform und Struktur der M,useen, 

die noch aus dem 19. ,Jahrhundert stammt, ist einer Reform 

zu unterziehen. 1/ 

Im einzelnen wird daher wie folgt Stellung genommen: 
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1. Bereich der Universitäten und Hochschulen 

1. 1. Studienreform 

1.1.1. Der Entwurf eines Bundesgesetzes über geistes- und naturwis­

senschaftliche Studienrichtungen wurde nach eingehenden Bera­

tungen und Enqueten im Ministerrat verabschiedet und dem 

Nationalrat als Regierungsvorlage übermittelt und steht bekannt-. 

lieh derzeit dort in Beratung. Es fanden zwei Enqueten und 

Begutachtungsverfahren zur umfassenden Regelung der geistes­

und naturwissenschaftlichen Studienrichtungen statt. Das nun­

mehr in parlamentarischer Beratung stehende Studiengesetz 

soll der Reform der derzeit an den Philosophischen Fakultäten 

der Universitäten durchgeführten Studien im Sinne der Grund­

sätze des Allgemeinen Hochschulstudiengesetzes dienen, sowie 

einer Neuordnung der Studien für das Lehramt an höheren 

Schulen. Das neue Studiengesetz sieht die Organisation der . 
geisteswissenschaftlichen und naturwissenschaftlichen Studien 

in 44 Studienrichtungen vor. Für diese 44 Studienrichtungen 

werden Studienordnungen vom Bundesministerium für Wissenschaft 

und Forschung auszuarbeiten sein, wofür jetzt schon umfangreiche 

Vorarbeiten geleistet werden. Da sich nunmehr in der Endphase 

der Beratung der Studienvorschriften zeigte, daß verschiedene 

'Wünsche hinsichtlich des Studiums der Soziologie vorgebracht 

wurden, fand am 15. 3. 1971 ein spezielles Arbeitsgespräch 

aller am Studium der Soziologie Interessierten teil. Ein bei 

diesem Arbeitsgespräch eingesetzter Arbeitskreis wird in Kür.ze 

weitere Vorsch1:~ge zur Unterstützung der umfassenden parla­

mentarischen Beratung über das besondere Studiengesetz über 

geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrich- . 

tungen erstellen. 

! ' 
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1.1.2. Reform des M:edizinstudiums: 

Hinsichtlich der Studienreform auf dem Gebiete der .:Medizin 

wurde eine Beratung mit Vertretern der Professoren, Assi­

stenten und Studenten auf Grund eines gemeinsamen Vorschlages 

der drei Mediz,inischen Fakultäten abgehalten. Die Arbeiten 

z ur Erstellung einer Regierungsvorlage werden beschleunigt 

fortgeführt. Eine Delegation medizinischer Experten und 

Hochschullehrer \'lird auf Einladung der Vleltgesundheitsorga­

nisation im FrUhjahr eine Reihe modernster medizinischer 

Schulen in Großbritannien, Schweden und der Bunc1esrepublik 

Deutschland studieren und von dort viole Erl;:enntnisse für die 

Neugestaltung des l':cJedizinischen Studiums in Österreich er­

halten, die sehr eingehend beraten werden. 

Als vordringliche 1\1.aßnahme hat das .B'.lndesministerium für 

\Vissenschaftund Forschung dem t·rationalrat eine Novelle 

zur lVf.edi:zinischen Rigorosenordnung vorgelegt, die bereits 

vom Nationalrat zumGesetzesbesehluß erhoben wurde. Die 

Novelle zur IVIGdizinischen Higorosenordnung h.atte die Besei­

tigung von zwei Bestimmungen im Studien- und PrUfungsbetrie.b 

zum Gegenstand, deren weitere Beibehaltung nicht mehr sinnvoll 

erschien. 

L 1. 3. Der Entwurf für einne-ues Studi.engesetz dü.r Hechtswissenschaf·· 

tenwird gegenwärtig auf Grund der bisher vorliegenden JVlate­

rialien ausgearbeitet. 

1.1. 4. Durchführung der Studiengesetze durch Studienol'dnu.ngen: 

1.1. 4.1. Folgende Studienordnungen 'wurden seit dem 27.4.1970 er-

lassen: 

Alle Studienordnungen für das Studium an der .Hochschule fur 

Bodenkultur • 

i' 
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1.1. 4.2. Vor der Erlassung stehen: 

a) Die Studienordnungen für die Studienrichtungen 

Technische Mathematik, Technische Chemie, '0firtschaftsin­

genieurwesen-Bauwesen, V/irtschaftsingenieurwesen-Iv1aschinen­

bau, i ... rchitektur, Versicherungsmathematik, Hechentechnik, 

Elektrotechnik; 

b) acht Studienordnungen für die Montanistischm 

Studienrichtungen und drei Studienordnungen für das Doktorats­

studium an den Hochschulen technischer Richtung. 

1.1. 4.3. Vor der Aussendung zur Begutachtung stehen die Studienord­

nungen für die Studienrichtungen Vermessungswesen und Tech­

nische Physik. 

1.1. 4. 4. Im Begutachtungsverfahren ist derzeit die Studienordnung für 

die Studienrichtung Informatik. 

Im Hinblick auf die unterschiedlichen Vorstellungen der näheren 

Gestaltung dieser Studienrichtung wird es notwendig sein,· noch 

einmal ein Arbeitsgespräch über die Einrichtung des Studiums 

. der Informatik abzuhalten, ehe diese Studienordnung erlassen 

werden kann. 

Die Parlamentarische Hochschul-Reformkommission wurde durch 

Beschluß des Bundesrates aus dem Jahre 1968 als Beratungsorgan 

des zuständigen Bundesministers zur Ausarbeitung einer neuen 

Hochschulstruktur eingesetzt. Die Parlamentarische Hochschul­

Reforrnkommission war Mitte 1970 nicht in der Lage, liber ein 

gesamtes Strukturkonzept zur Hochschulreform zu diskutieren 

oder es zu erstellen. Zu diesem Zeitpunkt kam es aus Anlaß von 

Meinungsverschiedenheiten in der Parlamentarischen Hochschul-
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Reformkommission zum Auszug der Professorenvertreter . 

Nach langwierigen Gesprächen gelang es, daß die Rektoren~ . 

konferenz wieder Vertreter in die Kommission enstandte, 

und damit die Arbeitsfähigkeit dieses Beratungsgremiurns 

wieder gegeben war. 

In der halbjährigen Z\vangspause der Parlamentarischen 

Hochschul~Reformkommissiol1 wurde auf \Veisung des Bundes­

ministers von einem Expertenteam ein Diskussionsentwurf 

fUr ein neues Universitäts-Organisationsgesetz erstellt, das 

eine neue Kategorie in die Hochschulreformdiskussion brachte. 

Erstmalig in der ganzen Hochschulreformdiskussion liegt nun­

mehr ein kompletter Entwurf ftirein neues Hochschulstruktur -

gt~setz vor (siehe Beilage A)4 

Der Entwurf für ein Universitäts-Organ.:isationsgesetz p zunächst 

primär als Diskussionsgrundlage für die Parlamentarische 

Hochschul-Reformkommission gedacht, wurde in diesem relativ 

frUhen Stadium der Bearbeitung au.ch anderen unmittelbar interes­

sie:!'ten und betroffenen Kreisen im Bereiche der wissenschaftli -

ehen Hochschulen, aber auch anderen Interessenvertretungen, 

zur VerfUgung .gestellt. Bisher ~ .. :vurden 2.500 Exemplare auf An­

forderung zugesendet. 'Bei de:r Erarbeitung der Diskussionsgru.nd­

lage fHr ein neues Universitäts·-Organ.i.sationsgesetz vv'Urden clit:) 

bisherigen Ergebnisse der umfas:f'.enden Hochschul(struktur)reform­

diskussion einbezogen. Neben den Empfehlungen der Parlamen­

tarischen Hochsehul-Refo1'mkomnüssionfa:nden eüie Reihe ande-

re1' Vorarbeiten zur Hochschulstruktur des In·· 'und Auslandes, 

wie u. Cl.. das Hochschulkonzept der SPÖ, K'I1eueker,. Strasser~. 

Tuppy "Die Universität als autonomes Lehr~ und Forschungs·· 

unternehmen", ·1968, FrUlnvirth I! Zur Organisation unserer 

T-Tocl1Schll1f'n ll 1 Ci6 Q a1ie· ll"F'n,~)··rc.ll11]·n(1·e'1 a~er ;;)Qt"'·'·"~"\i(;'y1.~. _... ~ • ... ~ ,.;... v .J.." _;.} . '1 ..i.. ....... J. ...... b'" ._ \., j,J '{:~;.l ,l ~....... ,j J, .... 

sehen Rektorenkonierenz zur Neugestaltung der Universi­

tätsorgarrisationl! (Dislrussi.onsgrundlage); 1970, das studenti·· 

.... 
, .~ 
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sehe Konzept von Obertrum und viele andere mehr, ihre Berück­

sichtigung. 

Dieser als Diskussionsgrundlage ausgelegte Entwurf hat grund­

sätzlich einmal die Zielsetzung der Sicherung des Grundrechtes, 

der FreiheH von \Vissenschaft und Forschung und der Verwirk­

lichung der Mitwirkung und Mitsprache aller am \Vissenschafts­

prozeß Beteiligter. Überdies sollen die Hochschulen die einem 

modernen Management entsprechenden Strukturen erhalten. 

Der Entwurf für ein neues Universitä tsorganisationsgesetz 

trägt durch differenzierte Kompetenzen und Zusammensetzung 

der vorgeschlagenen akademischen Behörden, insbesondere des 

AkadEmJischen Senates, dem Prinzip der nach Qualifikation 

gestuften r··!iitbestimmung Rechnung. Die Parlamentarische 

Hochschul-Reformkommission berät auf der Grundlage des 

Diskussionsentwurfes gegenwärtig auch die Frage der Mitbe­

stimmung und Mitverantwortung aller am 'llissenschaftsprozeß 

Beteiligten. 

Zum Zwecke des Studiums der Hochschulstrukturreform und 

den damit verbundenen Problemen, wird sich im Mai d. J. ein~ 

Delegation, bestehend aus Vertretern der drei im Nationalrat 

vertretenen politischen Parteien, Professoren, Dozenten und 

Assistenten sowie Studenten, aus dem Kreis der Parlamentari­

schen Hochschul~Reformkommission in die Bundesrepublik 

Deutschland und die Schweiz begeben. Diese Delegation wird 

einige Hochschulorte der beiden genannten Länder besuchen-

- unvorgreiflich des endgültigen Programmes voraussichtli.ch 

Berlin, Hamburg, Frankfurt, Marburg sowie einen Hochschul-

" 

ort im süddeutschen Raum, und in der Schweiz, Zürich oder Basel -

und sich an Ort und Stelle von den Problemen der Hochschulre-

form, den Lösungsversuchen sowie den Erfahrungen mit bis-
, 

herigen Qrganisationsmodellen überzeugen und vertraut machen. 

Zugleich n1it der Vorstellung des Diskussionsentwurfes fUr ein 

Universitäts-Organi sationsgesetz wurde darauf hingewiesen, daß 

... ' 
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gleichzeitig mit der Neuordnung der Hochschulstruktur eine Reihe 

von Problemen, die mit ihr unmittelbar in Zusammenhang stehen, 

ebenfalls einer Lösung zugefiihrt werden müssen. DieseHflan­

kierenden Maßna.hmen~ sind insbesondere eine gesetzliche Rege­

lung über die Lehr-und Forschungsbefugnis an wissensehaftli -

ehen Hochsehulen sowie die Neuregelung der Gutachtertätigkeit 

und anderer Nebentätigkeiten der ProfeESoren und des wissen-

schaftlichcn Personals,. 

An den Hochschulen sollen künftighin zufolge des Universitäts­

OrganisationsgesGtz-EntVTurfes und auch eines allgemeinen 

,A.usschreibungsgesetzes des Bundes die Dienstposten für 

Hochschullehrer, wie auch leitende Pösten der Hochschul-

verwalillng, ausgeschrieben werden. 

Großes AngeruDerk Yil).rde auf die VeI'Vla.ltungsreform gelegt. 

Die bisherigen Un"Jstellungen der Verwaltung auf EDV viurden 

zielstrebig weitergeführt. Unter anderem vlird im Zuge der 

Vervlaltunii:sreform an der Techni,schen Hochschule inV'Iien 

nunmehr die gesamte Stuc1ien- und PrtifungsC'videnz durch 

EDV abgewic.kelt, an der, Hochschule für 'VVelthandel in 'Wien 

läuft ein Versuchsprogramm zur Umstellung der gesarnten, 

Rechnungsführung auf EDV. Ein.e nunmehr konstituierte 

Hochschulverwaltungsrefol'mkommission wird in Kürze ihre 

Arbeit aufnehmen und läßt Vorsehläge für die ersten kurz­

fristig durchzuführenden Maßnahmen erwarten. 

Im Bereich der Ho'chschulplanung und Hochschulentwicklul"'.tg 

steht der konstituierte.n' ,Kommission für Hoehschulplanung 

ein ausgebautes und auf neue Grundlagen gestelltes Büro, 

tur Hochschulp~a:ilUrtg und Hochschulstatistik, d:öw schon jetzt 

umfangreiche Planungs-, Statistik- und Entwicklungsa.rbeit 

leistet, Z1U' Verfügung. 
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Die Zahlen des Bundesfinanzgesetzes geben. ein deutliches 

Bild über die \Vissenschafts- und Forschungsförderung in Öster­

reich durch den Bund. Für wissenschaftliche Hochschulen wei­

sen die Ansätze heuer erstmals bei allen Gesamtpositionen 

(Personal-, Sach-, Verwaltungs- und Bautenaufwand, und daher 

auch insgesamt) überdurchschnittliche Steigerungen auf, während 

im Vergleich dazu in den vergangenen Jahren bei einer oder meh­

reren der oben angeführten Positionen unterdurchschnittliche 

Steigerungen oder gar rtickläufige Tendenzen zu verzeichnen 

waren. Neben den übrigen, stark gestiegenen Ansätzen für 

Forschung findet darin deutlich das Versprechen der Bundes­

regierung, die Vlissenschaftspolitik zu einem zentralen Anliegen 

zu machen, seinen Ausdruck. (Siehe das Bundesfinanzgesetz 

1971 und weitere Finanzmitfel, die den Hochschulen noch im 

Laufe des ,Jahres 1971 zur VerfUgung gestellt werden.) 

Drittelparitätische Studienlcommissionen -------------------------------------
Das Bundesgesetz über geistes- und naturwissenschaftliche 

Studienrichtungen, das gegenwärtig in parlamentarischer 

Beratung (Unterausschuß des Unterrichtsausschusses) steht, 

sieht die Errichtung solcher drittelparitätisch zusammenge­

setzter Studienkommissionen im Bereiche der derzeitigen 

Philosophischen Fakultäten und für das Lehramtsstudiurn' 

vor. 

Auf Grund eines Initiativantrages aller drei im Nationalrat 

vertretenen Parteien wurden Studienkommissionen fUr die 

Sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Studit9nrichtungen 

an der Linzer Hochschule beschlossen. 

, '. 

. ! 
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Es ist beabsichtigt, dem Nationalrat rechtzeitig ein Bundes­

gesetz betreffend die Verlängerung der Funktion der Studien­

kommissionen an den Hochschulen technischer Richtungen vor­

zulegen, deren F'unktionsperiode nach den Bestimmungen der 

Bundesgesetze Uber Technische Studienrichtungen~ lVlontani­

sUsche Studienrichtungen und Studienrichtungen der Bodenkultur 

l:nit Ende de~3 laufenden Stud.ienjahres enden würde. Derzeit 

werden die Erfahrungsberkhte dieser Studienkommissionen 

eingeholt. 

Der Dislrussionsenh:r.,rurf eines Universitäts -Organisations­

gesetzes sieht die generelle Einrichtung soleher Studienkom­

rnissionenvor. 

1. ~5. ~rl~~~~f!~~_~~~~~t~!':!~~~:::~~t~!;~~~~~.?~K~~:_~~~!~aJ:~.9~!.. 
Assistenten 

Ein Ii G·esetzentwurf für die Rege1.11ug eines außerordentlichen 

Professors neuen Typs" steht gegenwärtig in Verhandlungen 

z\vischen dem Bundeskanzleramt und dern Bundesministerium 

für Finanzen als dienst- ut:ld besoldungsrechtlich führende 

Ressorts des Bundes und den zuständigen Vel'trehmgsgremien 

der Hochschullehrer. 

Zu einer Novelle zum Hochschulassistentengesetz werden gegen­

wärtig - auch in Verbindur.g mit der Neuordnung der Hoch­

schulstruktur - die entsprechenderi Vorarbeiten. geleistet. 

1.6. Zeitgemäße Reform des Habilitations- und Berufu.ngsverfahrens 
----------------------------~-----------------------------

Hinsichtlich der zeitgemäßen Reform des Habilitations·· u.nd Be­

rufWlgsverfahrens sind entsp~eChende Vorschläge iInEntwurf 

für ein neues Universitäts-Organisationsgesetz enthalten. 

(Siehe Beilagen Bund C. ) 
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1. 7. ~~!~E~ ~~!_ ~.9.S!~_c,!l~1.!Y~::Y!ll~l!.!f ~2~~~~!.i~ßl~~~ E~..s_ 
!?!~!i2!~~~::Y~..s~p~_ (siehe auch Seite 6 und 23) 

Der Entwurf eines tJniversitäts-Organisationsgesetzes enthält 

auch ausführliche Bestimmungen über eine Reform der Hoch;;' 

schulverwaltung sowie über die Verwendung moderner techni­

scher Hilfsmittel, insbesondere auch elektronischer Datenver-. 

arbeitungsanlagen. 

An der Technischen Hochschule in Wien läuft derzeit ein Ver­

suchsprogramm, das der Speicherung der Prüfungsleistungen 

mittels elektronischer Datenverarbeitungsanlagen dienen soU. 

Zusammen mit der schon an fast allen Hochschulen eingerich­

teten Inskription mittels elektronischer Datenverarbeitungs­

anlagen soll das neue Programm die Transparenz des Studien­

geschehens an den wissenschaftlichen Hochschulen sowie die 

Kontrolle der Studiendauer sicherstellen" Der Nationalrat hat 

kürzlich eine damit zusammenhängende Novelle zum Hochschul­

taxengesetz verabschiedet. Darüber hinaus laufen eine ganze 

Reihe von Hochschulverwaltungsprojekten als Versuche an ver-: 

schiedenen Hochschulen (z. B. Betriebswirtschaftliehe Gebarung 

an der Hochschule für Welthandel in V/ien). 

In Kontaktgesprächen zwischen den zuständigen HocJ:lschulgre- . . 

mi en, Hochschulprofessoren und Direktoren von Hochschulbib"; 

liotheken wurden allgemeine Grundsätze für eine optimale .. 

Koordination und Kooperation in Bibliotheksangelegenheiten . 

im Rahmen der gegenwärtigen Hochschulstruktur erarbeitet, 

die in Form von Empfehlungen den Hochschulen und den Hoch­

schulbibliotheken zugeleitet wurden. 

Es ·wurde weiters eine Reihe von Projekten zur Schaffung 

eines integrierten und auf elektronische Datenverarbeitung 

umgestellten Bibliothekssystems eni-wickelt, so z. B. eine 

. . 

.. ; . 

, '.~ " 

. 'j. 

' .. i·· ! 
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Katalogisierung der Institutsbibliotheken der medizinischen 

und Philosophischen Fakultäten in Graz und die Umstellung 

der österreichischen Bibliographie auf elektronische Daten ... , 

"'ler'~ 'Y'br.;,i/"un rJ' , ... tU.,J, .... v:J,.t.. -t.'"),,} 

1, 8. !.'T~~_t<~g~l~~~A~,~!,~~~~~~i_s.;;l!.?!~u~!:!~~t.Y~!:':~~!~~JL(?.!l!~! 
~ !~,~g~ _~~l: ~E~~t$!.Y~~~~~~!} }.!1!>~i ~1J:~y.~E~.~t~.~p2 

Für die Neuregelung der sLu,dentischen Selbstverwaltung ist' 

die Lösung einer gan:z:e~ Reihe von entscheidenden Vorf:ragen 

eine wiChtige Voraussetzung. Insbesondere muß der Fragen­

komplex der W'Jrtschaftsbetrfebe für Studenten und der studen­

tisehm Vlirtsehaftsven'laltung der österreichischen Hochsehlilor­

schaft9 wie auch der sbldenUschen Kr2.nkenfürsorge~ einer 

gl'ulldsätzUchen Klärung zugefUhrt werden. Zu dieseln Zweck 

haben sich nach zwei Arbeitsges'Präehen über die Frage der 

Mensenführuug und des Baues und der 'Führung von Studenten­

heimen, die schon im Herbst vCl'gangenen JaiU:f;,S stattgefunden 

haben, Arbeitskreise konstituiert, die entsprechende Lösungs- ' 

vorschläge ausarbeiten. An diesen Arbeltskreisen sind auch 

Vertreter der Studentenschaft beteiligt. Mit dem Bundesmini:­

sterium für soziale Ver'\v~(>Jtung finden '\lerhal1dhmgr~n Uber die 

Einbeziehung der studentischen ](rankenfürsorge statt, die' in , 

absehbarer Zeit eine endrrilltige Heß~'elun}.r erwarten lassen. An o ~~ t.. .. ' •. :-' 

einer Neuregelung der studentischen Inte!'essenvert:cetungen 

und Selbstve!'w~ütung wird gegenwärtig gearbeitet~ wobei die 

Ergebnisse der Vorfragenklärung sowie auch die Vorschläge 

der österreichischen HochschfHersc.haft~ die unter anderem 

auch den Einbau der Instibltsvertrehmgen vorsühen (vergleiche 

0"1" :l 'H'r'gebnl' Ss€" I'l e"' 1")' O~" ~d'~'r"" Ct- d" . , .. ".". ',,. ~ (~ 'I' 01'7('1 " \' 1:';"1 '., e.u ", .J. ,~ ,,,)j ~., ";'~,~; "I.. ..i.U :Bhr.Üdtc(,gt:;,,:> .:J I i Ir; !\..tagl:.!n~·, 

iurt)1 fUr ein neues "ÖH .. Gesec Zll Berücksichtigung finden 

werden. 

412/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 13 von 29

www.parlament.gv.at



- 14 -

1.9. Auf dem Sektotder Hochschulen künstlerischer Richtung trat 

am 1. August 1970 das Kunsthochschulorganisationsgesetz in 

Kraft. Es 'WUrden mit diesem Bundesgesetz die Kunstakademien 

in den Rang von Kunsthochschulen erhoben. Zugleich mit dieser 

Hebung erfolgte 'auch eine Umstellung von der Präsidialverfas:" 

sung auf eine Rektoratsverfassung und eine Neugliederung. 

Die Detailgliederung der Kunsthochschulen erfolgte durch die 

Kunsthochschulordnung, die bereits vom Nationalrat verab­

schiedet wurde. Bei der Ausa:cbeHung dieser Kunsthochschul­

ordnung wa.ren im Hinblick auf die unterschiedliche Entwick-

. lungs- und Organisationsgeschichte der einzelnen Kunsthoch­

schulen und den verschiedenartigen Einzelinteressen mehrere 

Enqueten abzuhalten und einzelne Arbeitsgespräche zu führen, 

um eine bestmögliche Organisationsform zu gmvinnen. Eine 

erstmalige umfassende Bestandsaufnahme 'war zugleich eine 

v/eitere Vora'.lssetzung für die Neuordnung. 

Eine neue Dienstordnung für Vertragslehrer und Lehrbeauftragte' 

an den Kunsthochschulen ist gegenwärtig in Vorbereitung und im 

Begutachtungsstadium und vlird in absehbarer Zeit dem National­

rat vorgelegt ·werden. Dariiberhinaus v;erden vorbereitende Arbei­

ten flir die Au.sarbeitung eines Allgemeinen Kunsthochschulstu­

diengesetzes unternommen, da auf dem Gebiet der Studienvor,,:, 

schriften fi.ir Kunsthochschulen unzureichende Regelungen be­

stehen. 

1.10. Gemäß der Entschließung des Nationalrates über die A1)schaffung 

der Hochschulta:xen und Studiengeblihren zumindestens für .in­

ländische Studierende wird gegenwärtjg im Einvernehmen mit 

dem Bunclesministeriumfür Finanzen an einer entsprechenden 

Regelung gearbeitet. 

\ .. 
• .. < j-
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1. 11 Auf Grund del~ Entschließung des Bundesrates 

vom 27. Novernber 19G9 wurde der zuständige 

Bundesminister 2.ufgefordert,dem Bundesrat 

einen Erf2.hrmlg·sbericht übeT die AUSViirh'1.1ngen 

des Bundesgesetzes über die Ge.H;/ährung von Studien~ 

ütJel'trej.ttel.n. JJiesel~ J3erieh.t des bt1rH:.I€SDJin.isterj,t.lms 

'I~il'1~ \']1' ''-~:::::;:'''''Q('h~l'ft PD. il T,'n"','sr+l'll't'l(y ' trl1r,·-ip "l'7'l f'ler;·.l"I'i,r.p-J.' 1 .... ql'lP 
...... 1;" ....... ......, .... J..;,t..J_ .. • _ ........ _L ..... 1. .... -.. •• , ...... , .... ·J".;0 1;, ••• ~ ............ '" • ..\..l_ ........ ~_ 10., ,"" "_ .. !J 

fÖl'dcrungsgesetzes gearbeitet . 

.. --------------------~-------------; 
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1.12. Hochschulbauten 

a) Im Bau befinden sich: 

Tierzuchtinstitut Himberg der Universität ""i/lien, 

Generalsaniel'ung und Aufstockung der-chemisch-physikalischen 

Institute der Universität Vlien in Vlien 9., Boltzmanngasse -

\Vähringerstraße - Strudelhofgasse (zu Lasten der Generalsa­

nierungskredite), 

Neubau für die Sportanlagen der lJniversitä t ·~Nien auf der 

Schmelz, 

Neubau für die vorklinischen Institute der Universität Graz, 

Neubau für die vorklinischen Institute der Universität Innsbruck, _. 

Umbau des "l:..lten Studie'ngebäudes" für die Universität Salzburg 

(zu Lasten der Generalsanierungskredite), 

Neubau der chemischen Institute für die Technische Hochschule 

Viien am Getreidemarkt(erster B8.uabschnitt), 

Neubau für eHe elektronischen Institute der Technischen Hoch-

schule \Vien in der Gußhausstraße, 

Neubau für die elektrotechniscben Institute der Technischen 

Hochschule: Graz auf den InffeJ.dgründen, 

Neubau für die maschinentechnisehen Institute der Technischen 

Hochschule Graz auf den InIfeldgrUnden, 

Neubau iHr die physikalischen Institute der Technischen Hoch­

schule Graz auf dem Schörgelhofgelände. 

b) Bei folgenden Vorhabenist im Jahre 1971 mit 

einem Baubegi nnzu rechnen: 

J\-1ontagebau in ·Wien 9. , Vlähringerstraße 17, fiir die Universität 

V/ien, 

Sportanlagen (Freianlagen) auf denfRosenhain für die Universität 

Graz, 

Neubau anstelle der Alten Chemie für die Universität Graz, 

.. , 

'--~~------~~------~--~----~----
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't t 1 t f" ,. U' 't'" '"' 'I 1 VIel ere l,Ion a,r;e:J~'l..tl en ur eile mverSl 'ac i:Ja,,..zcurg, 

Sportanlagen für die Universität Innsbruck in der Höttinger-Au, 

Erweiten1l1gsbau zur Hochschule für Vleltha,nclel (nicht aus 

Bun6eshochb2..ukrediten), 

Bibliothek der Technischen Hochschule Graz. 

c) Planur.gsarbeiten ';,,rerden flir folgende Vorhaben 

im J2J1re 1971 geleistet (konkrete Architektenplanung): 

Neubau fnr die Rechts- und Btaats\vissenschaftliche Fakultät 

der Universität \Vien in \Vien 1., Helferstorferstraße 9 

Neubau für die Zoologischen Institute der Universität Vlien 

auf dem Sternwarteg81ände~ 

:N~ubau für die Philof.;ophiscl1e, Fakultät der'Universität 

InnsbI'uck, am Innx'ain, 

Neubau für die Mathematik und Physik der UnJv(~I'sität Inm~bruck 

im Bereich der Technischen FalrulWt? 

Neubau auf dem Areal deS alten Borrol1.läur.ns für die Un5.versität 

Salzburg und das Mozarteum, Sah~burg (ev. :':arm mU den Bauar-

beiten noch im Jahre 1971 begonnen werden), 

weitere r.1ontagearbeiten für die Universität Salzburg, 

Neubau für elie Chemieinstitute der 'Technischen Hochschule \Vien 

auf dem Getreic1emarkt (zvJeiter Bauabschnitt). 

cl) In Planungsvorbereitung befinden sich: 

Neubauten für die Universität 'illien auf dem Gelände des Alten 

Allgemeinen Kr'ankenhauses, 

Drittes InstHutsgebäucle der Universität Graz in der Heinrich­

straße, 

Errichtung von Neubauten für dit~ Universität Salz.burg in 

l"reisaal~ 
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Errichtung von Neubauten für die Technische Hochschule 'Wien 

auf den Freihausgründen und den Aspangbahngründen. 

2. \Vissenschaftspolitik, Forschungsförderung 

Entsprechend de~ Regierungserklärung nach Schaf­

fung eines eigenen 'Wissenschaftsministeriums hat die Bundes­

regierung dem Nationalrat im Mai- 1970 einen Gesetzentwurf über 

die Errichtung eines Bundesministeriums für 'Wissenschaft und 

Forschung vorgelegt. 

Es hat sich in der Vergangenheit - und dies kam auch im kriti­

schen Bericht der OECDüber die Lage der Forschung in Öster­

reich zum Ausdruck - gezeigt, daß die Zuständigkeit des Bundes für 

Forschung unübersichtlich waren.E s fehlte weiters den einzelnen 

Forschungseinrichtungen, dem Forschungsförderungsfonds wie 

der Forschung insgesamt, der staatliche Partner auf Regierungs­

ebene, der einmal diese Agenden entsprechend zu koordinieren 

und die Interessen der Forschung ausreichend innerhalb der. Regie­

rung und gegenüber der Öffentlichkeit zu vertreten vermochte .. 

Dieser Erkenntnis folgend, \\7urde vom Nationalrat am 9. Juli 1970 

. ein entsprechender Gesetzesbeschluß ge faßt und durch Bundes­

gesetz, BGBL Nr. 205/1970, das Bundesministerium für Wissen­

schaft und Forschung errichtet. Auf dem Gebiete der Forschung 

kommen dem Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

folgende bedeutende, forschungsrelevante Aufgaben zu: 

a) die Koordination der Forschungsvorhaben des Bundes 

zur \Vahrung der allen Verwaltungszweigen gemeinsamen Interessen 

auf diesem Gebiete sowie die Koordination der Planung des Einsatzes 

von Bundesmitteln fUr Zwecke der Forschung, 
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b) die Angelegenheiten auf Grund des Forschungs­

förderungsgesetzes, BGBL Nr. 377/1967, sO'\vie die Angele~ 

genheiten der wissenschaftlichen Stiftungen und Fonds. 

2.1. Die Bundesregierung hat noch 1970 einen vom Nationalrat be­

schlossenen Ent\vurf eines BudgetUberschreitungsgesetzes ein-' 

gebracht t mit deri.1 die l\littel der heiden Fonds um je S 1.5 11ill. 

aufgestockt wurden. 

Im Budget 1971 ist der Forsehl~.~:E~si.ö~~derung VOrr2Jlff eingeräumt 

vwrden, die Gesamtmittel des Bundes für Forschung und Forschu,ngs­

förderung vlllrden um 17 % erhöht. 

Die Regierungserldärung sah weiters eine.l:2.~t(msi~i.~!:!ung,~de:r.:.. 

'Tätir:J:eit der heiden Fonds vor. In dim;;emSinne vrt.E":dE;ll die jVüHel ___ "0 ____ ... _______ .--.____ ' 

für die beiden li'orsc.hüngsförderungslOUt113 im Budget 1871 Liber .. 

schlag 1970 um 73,4 % (Forschllngsförderungsfonds der gmverb­

lichen -\7:li:"'tschaft\,1 bz.,~;. 64,,4 C;oz (T:jlO' nclq 'Z1l1' T;'()''(·,clp''I'l'''':'' r(~::,·;' Hr1f.;O:::P:ll-t _ ... , 11 \,~ .t_ ' .... _.\... ,.,. ..... , .... _ ... J..'1:) ..... ,..~~.... ~t ... __ .. , ...... 

schaftlichen Forschung) höher. 

2.2. Im Sinne der in ,der Regierul1gs~rkUirung aI'.gestrebten koordiI}ier·· 

. ten Wissenschaftspolitik v,rurde 8,usgehendvon der Cl.rn 3. und4. 

November invVien und am 12. und 13. November in Paris statt~ 

gefundenen VJissenschaftsprüfung Österreichs durch die OECD· 

vom Bundesminister für \Viss€nsehaft und Forsehung ein Projekt­

team "Österreichisehe Fo~sch1.:ngskonzepti.?nll eingesetzt. Diesem 

Projektteam gehören rund 40 Vertreter ausWisi3enschaft, \Virt­

schaft und Staat an. Das Projektteam hat bereits eine Analyse 

und Zielsetzungen für die österreichische F01'sehungspolitik er~. 

stellt und arbeitet derzeit an einem IVlaßnahmenlm.talog. Das Pro·,,, 

jektteam wird seine 'I'ätigkeit voraussichtlich bis zur J"ahresmitte 

mit einem Finanzierungskonzept abschließen. 
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OECD-Experten haben steh bereiterklärt, in diesem Projekt­

team mitzuwirken. Am 31. März 1971 werden OECD-:Experten 

mit den Mitgliedern des Projektteams und den Vertretern des 

Österreichischen Forschungsrates, die im Projektteam erar­

beiteten Maßnahmenvorschläge behandeln. 

In Entsprechung der Regierungserklärung wird es zentrale 

Aufgabe des Projektteams sein, die notwendigen Schwerpunkt­

kriterien zu setzen und deren Dotierung durch ein langfristiges 

Forschungsfinanzierungskonzept zu fördern. Die Bundesregie­

rung wird auf Grund der Ergebnisse des Projektteams für die 

nohvendige Fi.rmnzierung'von F&E innerhalb des längerfristigen 

Investitionsprogrammes des Bundes vorsorgen. 

it ~t Parallel zur Erstellung eines gesamtstaatlichen Forschungs­

konzeptes wurden vordringliche Einzelprobleme in Angriff 

genommen: So wurde ein Projektteam zur Erstellung einer 

Forschungskonze1?tion für das größte außeruniver,?itäre For­

schungszentrum Österreichs, die Österreichische Studiengesell­

schaft für Atomenergie Ges. m. b. H., an der der Bund zu 51 % 
beteiligt ist, eingesetzt. Die Ergebnisse des Projektteams- eine 

Neuorientierung der Forschungskonzeption der Studiengesell­

schaft - liegen vor. 

Ein Projektteam zur Erstellung einer Forschungskonzeption für 

das größte staatliche Forschungsinstitut,die Bundesversuchs- und 

Forschungsanstalt Arsenal, arbeitet derzeit an einer Neuorientie­

rung dieser Institution. 

Zur Erstellung einer Forschungskonzeption für den österreichischen 

Schiffsbau wurde ebenfalls ein Projektteam eingesetzt. 

" .. ; 

412/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)20 von 29

www.parlament.gv.at



- 20 -

2.4. Die Vorarbeiten für ein Umweltforschungskonzept für die For­

schungsfragen der Umweltprobleme sind abgeschlossen. Die 

.Umweltsproblematik zerfällt in mehrere Teile, für die auch 

jeweils Projektteams eingesetzt wurden. Es sind dies: Luft­

verunreini.gung und Luftreinhaltung, Gewässerschutz und Ab­

wässerreinigung, Lärm, Müll, Strahlenschutz und radioaktive 

Abfälle sowie weitere Forschungsprobleme auf dem Gebiete des 

Urmveltschutzes wie Natursehutz, Landschaftspflege, Auswir­

lrungen neuer Technologien etc. Bei der Vergabe der Förderungs­

mittel des Forschungsförderungsfonds und im Rahmen der Auf­

tragsforschung '\\'erden Fragen des Umweltschutzes entsprechend 

berücksichtigt. Das Bundesministerium für Vlissenschaft und 

Forschung leistet so seinen ressortmäßigen Beitrag fUr die "lhl'­

weltsprobleme im Rahmen des interministeriellen Komitees für 

Umwelthygiene. 

2.5. Zur Erstellung einer Fak~endokLl:mentat:ionder F~~'s(;~~mg. wurden. 

durch öffentliche Ausschreibung Interessenten an der Nritwirkung 

festgestellt 9 zur Untersuchung der fUr Österreich wiehtigen 

Fragen des brain-drains \vurde eine öffentliche Ausschreibung 

durchgeführt, auf Grund derer eine fundierte Untersuchung iiber 

den brain-drain in österreich ChlI'chgeführt wird. 

2.6. Zur Verbesserung der Koordination zwischen Staa:t t Vlissen­

schaft und \Vlrtschaft wurde beim BundesministeriuJ.'11 für .'Wissen­

schaft und Forschung ein \ViE.:~~nschat:..~~~forul:n errichtet, das den 

Bundesminister in grundsätzlichen forschungspolltischen Fragml 

. berät. Kernstück des 'VVissenschaftsforums ist der österreichi·~ 

sche Forschungsrat. Mit dem vVissens(~haftsforu:m w1lrde eine 

der wichtigsten Empfehlungen der OECD erfüllt. Das \Vissen", 

sehaftsforum wird insbesondere auch die Ergebnisse der vom 
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Bundesministerium für VIissensehaft und Forschung eingesetzten 

Projektteams beraten. In diesem Projektteam soll im Zusam­

menwirken von Vertretern von Staat, ·Wissenschaft und Vlirtschaft 

sämtliche Aspekte genereller oder spezieller forschungspoliti­

scher Fragen behandelt werden und damit vlissenschaftlich fun­

dierte Entscheidungsgrundlagen ftk den Bundesminister für V/is­

sensehaft und Forschung geschaffen werden. 

2. '7. Eine Untersuchung über die Koordinierung der Hochspannungs­

forschung in Österreich wurde vergeben. 

Ein Expertenlmmitee für EDV im Forschungsbereich wurde einge-
I 

setzt. Das Expertenkomitee erstellt eine mittelfristige Bedarfs­

prognose für ein optimcJes Investitionsprogramm sowie Vor­

schläge, um die Hochschulrechenzentren zu Einrichtungen der 

Gesamthochschule auszubauen. 

20 8. Zur Verbesserung der Kommunikation wurden im Sinne der 

"OECD-Vorschläge" eine Vortragsserie, Forschungstheorie 

und Forschungspraxis durchgeflihrt, deren Ergebnisse publiziert 

werden und eine Seminarreihe "Forschungsmanagement" vor­

bereitet und durchgeführt. 

2.9. Das beratende Komitee für "\Veltraumfragen \vurde reaktiviert. 

Zwei Untergruppen wurden eingesetzt, die prüfen sollen, wie 

die Kontakte zwischen der \Veltraumwissenschaft und der Indu­

strie in Österreich intensiviert werden können, um eine Um­

setzung friedlicher Anwendungsmöglichkeiten der Weltraumtech­

nik zu ermöglichen. 

2.10. In Zusammenarbeit mit dem Statistischen Zentralamt und dem 

Büro für Hochschulplanung und -statistik wird eine Übersicht 

über die österreichischen Forschungsstätt~erstellt. 
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2.11. Im Sinne der in der Regierungserklärung im Kapitel über die 

V/irtschaft angestrebten Verbesserung der Managementausbil­

dung wurde der Beitritt Österreichs zum internationalen Institut 

für F'iihrungskräfte der Technologie vorbereitet. 

Mit der Schaffung des Ansatzes Expertengutachten und Auftr~gs­

!orschung im Budg~t 1971 sow~e durch denEntwurf des Bunqes-

. straßengesetzes 1970 und den Entwurf der Novelle 1970 zum V/ohn­

bauförderungsgesetz wurden insbesondere auch rvlöglichkeiten 

zur Auftragsforschung, ein in Österreich bisher kaum eingesetz~ 

tes Instrument der F'orschungsförderung geschaffen. 

Im Einvernehmen miLdem Bundesministerium für Ha.ndel t Ge­

werbe 'und Indu.strie und dern Bundesministerium mr Aus\värtige 

Angelegenheiten wurde ein interministerieller Lenkl.mgEiaUSschu.ß 

für di.e wissenschaftUch-technologische Zusammenarbeit z\vischen 

der E G und Drittstaaten geschaffen~ 

Der Beitritt Österreichs zum neuen CERN-Gr_~~~~.~~~.~.~~e..:Uniger~ 

projekt vmrde gepr.üft. Österreich wird mit neun \NeiterenCERN~ 

Mitgliedstaaten in diesem Projekt zusammenarbeiten. 

Die ~Vissenschaftspl~üfung öste!.!'3ichs durch die OI{;CD wurde 

Ehde des Vorjahres abgeschlossen (siehe dariiber oben). 

Der Besuch des zuständigen Bundesministers für Vi/issenschaft 

und Forschung in Paris zu Beginn dieses Jahres diente insbe­

sondere dem weiteren Ausbau der.vVissenschafts- und Forschungs­

beziehungen zwischen Ii'rankreich und Österreich. Insbesondere 

wur'de dabei die direh-te Kooperation von Forschungsinstituten 

beider Länder in Aussicht gestellL .U m der Forsehungsko6pera~ 

tiün neue Impulse zu verlE:ihen, werden vor allBm konlo;'ete Pro­

jekte von gemeinsamen Interessen bearbeiteti> dIe als :Modell . 
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,für eine langfristige institutionelle Zusammenarbeit zwischen 

der FO,rschung .Frank.reic~sunlÖsterreich dienen können~ 

2.13. Der Forschungsbericht 1971 der Bundesre~erung im National­

rat gemäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungsgesetzes 1967 

ist im Entwurf bereits weitgehend abgeschlossen und wird nach 

Besprechung mit den OECD-Experten im Verlauf Monat März 

d. J. endredigiert. Nach Einholung der gesetzlich vorgesehenen 

Stellungnahme des österreichischen Forschungsrates wird der 

Bericht der Bundesregierung vorgelegt und sodann dem National­

rat übermittelt werden. Der Bericht wird insbesondere auch 

einen Überblick über die bis dahin vorliegenden Ergebnisse des 

Projektteams "Österreichische Forschungskonzeption" sowie 

nach Möglichkeit auch Vorschläge für ein Finanzierungskonzept 

enthalten. 

30 Bibliothekswesen 

Auf dem Gebiete des wissenschaftlichen Bibliothekswesens wurden 

in Verwirklichung der Regierungserklärung folgende Vorhaben' 

und Maßnahmen durchgeführt bzw. in Angriff genommen: 

3.1. Durchführung von Erhebungen betreffend den materiellen und 

personellen Ausbau des wissenschaftlichen Bibliothekswesens; 

Ausarbeitung eines Memorandums über den in den nächsten 

zehn Jahren zu erwartenden Bedarf durch den beim Bund~smini­

sterium für \Vissenschaft und FOrschung errichteten Beirat für 

das Bibliothekswesen. 
, ,"; 

. , .1 
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3.2. Einsetzung eines Arbeitskreises für Bib!.iotheks reform beim 

Bundesministerium für V/issenschaft undForschung, dem die 

Planung folgende.r Aufgaben übertragen wurde: 

a) Verwaltungsreforrn an den wissenschaftlichen 

Bibliotheken, Durchführung betriebswissenschaftlicher Unt.er­

suchungen, Reform der Katalogisierung. 

b) Koordini.erung des Bibliothekswesens an den 

Hochschulen (Hochschul- und Institutsbibliotheken). 

c) Planung des Einsatzes der elektronischen Daten-
. 

verarbeitung im wissenschaftlichen Bibliotheks-, Dokumenta-

tions- und Informationswesens mit Blickrichtung auf ein inte­

griertes und automatisiertes wissenschaftliches Bibliotheks-, 

Doh.l.lmentations~ und Informationssystem. 

d) Vorarbeiten zur Schaffung eincn:' g~3s~")tzüeh.en 

Grundlage für das wissenschaftliche Bibliot:b.ei):sw8~:en dGS Btmd.(~s 

(Bibliotheksgesetz). 

3.3. Erarbeitung von Vorschlägen für die rechtliche N·eu~;estaitung 

des Bibliothekswesens an den wissenschaftlichen Hochschulen 

im Zusammenhang mit der ~eform der Hochschulstritktur in 

Beratungen mit den Bibliotheksdirektoren. 

3.4. Betriebsbeginn an der neugegründeten Bibliothek der Fakultät 

für Bauingenieurwesen und Architektur der Universität Inns­

bruck, die eine Abteilung der Universitätsbibliothek Innsbruck . 

bildet und als Modell einer integrierten Hochschulbibliothek 

- ohne Institutsbibliotheken - konzipiert wurde. 

Beginn einer Heorganisation der Zentralbibliothek der Physika­

lischen Institute der Universität 'Wien. 

3.6. Koordinierl.lng des Bibliothekswesens der vorklinischen Institute 

der J.\.ledizinischen Fakultät der Universität Wien. 
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3.7. Zentrale Katalogisierung von Institutsbi bliotheken der Medizi­

nischen Fakultät und der Philosophischen Fakultät der Univer­

sität Graz durch die UniversHätsbibliothek Gr2~Z als' erste 1\1aß­

nahme zur Itoordinierung des Bibliothekswesens Rn der Uni­

versität Graz. 

3.8. Ausarbeitung neuer, den modernen Erfordernissen angepaßter ' 

Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften für den höheren Biblio­

theksdienst und den gehobenen Bibliotheh:sdienst (Gemäß § 18 

Gehaltsüberleitungsgesetz in der Fassung der 1. Gehaltsiiber­

leitungsgesetz-Novelle 1970, EGBL Nr. 243). 

J.9. Kontaktnahme mit dem Verlegerverband und dem Bundesministe­

rium für Justiz betreffend eine Erhöhung der Preisgrenze für 

die kostenlose Ablieferung von Freistücken in Österreich erschie­

nener oder gedruckter 'Werke an die wissenschaftlichen Biblio­

theken durch Novellierung des § 21 Pressegesetz. 

4. Museen 

Die Museen befinden sich gegenwärtig noch in der Organisations­

form und Struktur, die dem 19. Jahrhundert entstammt. An der 

Ausarbeitung einer neu~n Museumsstruktur für die bundesstaat­

lichen Museen wird gegenwärtig gearbeitet. 

Den Prinzipien des modernen Musealmanagemants und einem 

internationa\;n Trend entsprechend, wurde die Selbständigkeit 

der Abteilungen des Naturhistorischen Museums bzw. der Samm­

lungen des Kunsthistorischen Museums in der praktischen Durch­

führung weiter ausgebaut, sodaß derzeit 22 gleichberechtigte 

Direktionen bestehen. 
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Im letzten Halbjahr gelang es auch,die bestehenden Schausamm­

lungen zu erweitern.' Insbesondere durch die Schaffung des 

zweiten Teiles der Sekundärgalerie des Kunsthistorischen 

Museums. Für die Erweiterung,der Österreichischen Galerie 

vJUrde die Planung aufgenommen, was insbesondere deshalb von 

großer Bedeutung ist, weil dadurch die Kunst ab dem Jahre 1918 ' 

präsentiert werden kann. Im 'Sinne der Gewinnung neuer 

Strukturen und Formen für die Museen wird besonderes Augen­

merk auf die Verlebendigung des Museumsbetriebes gelegt. 

Auf die neuen Formen der Ausstellungspraxis z. B. im Museum 
,. ,-

des 20. Jahrhunderts, mit den in der letzten Zeit durchgeführten, 

Ausstellungen und Vorführungen und die sehr positive Aufnahme 

durch Publikumund kritische Fachwelt, darf verwiesen werden. 

Darüberhinaus wird an allen Museen gegenwärtig die Forschungs­

arbeit sowie die Bildungsarbeit für weiteste Bevölkerungskreise, 

aber auch die \Verbung für die Museen in der Bevölkerung inten­

siviert. 

5c Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Im Sinne 'der Pflege und Erhaltung unseres Kulturgutes wurden 

und werden gegenwärtig umfassende M:aßnahmen durchgeführt: 

Die Erfüllung dieser Aufgabe dient: 

5.1. Die Herausgabe aes ersten Teiles des SCHUTZZONENATLAS, 

in welchem 166 Gemeinden (Städte, ' Märkt~ und Dörfer)' mit 

ihren wertvollen Ensembles (Zonen, Altstadtkerne, historische 

Bezirke bzw. Straßenzüge) berücksichtigt sind. Dieser Schutz­

zonenatlas ist vor allem für pie die jew~ilige Bauordming hand~ 

habenden Behörden (Bü'rgermeister, Gemeinderäte, Magistrate 

ete.), darüberhinaus aber auch für Bezirkshauptmannschaften 
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und die Ämter der Landesregierungen bestimmt, damit weitere 
. ' 

Demolierungen innerhalb dieser Ensembles vermiden werden 

können. 

. . '. 

Ue Fortsetzung der Arbeiten zur Erfas'sung des gesamten 

KulturgUterbestandes (Denkmäler) in Österreich, der. mit 

rund 30.000 Objekten geschätzt wird. 

Die im Jahre 1968 eingeleitete Fassadenerneuerungsaktion 

im Rahmen der Altstadterhaltung \vurde im Jahre .1970 bereits 
, -.. 

mit der 3. Bauphase fortgesetzt. Im BerichtsJahr 'i.'lUrden die 

Städte V!aidhofen a. d. l'bbs, Rust, ICapfenberg und Klagenfurt 

in die Aktion einbezogep. Bei dieser Aktion handel~ es sich 

um eine vom ho. Bundesininisterium initiierte Gemeinschafts­

akti.on der öffentlichen Hand, vertreten durch den Bund, das 

je'weHs zuständige Land und die Ortsgemeinde, mit der bedeu­

tende finanzielle Mittel zugtmsten der Altstadterhaltung freige­

macht werden. 

-Zum Schutze derh~imischen Kulturgüter soll das Denkn~lal-
. , 

schutzgesetzdurch eine Novelle dem internationalen Stand ent-

sprechen und neben den bisherigen Möglichkeiten ,des,bloß, 

"passiven Denkmalschutzes" ergänzt werden, durch einen 

" aktiven Denkmalschutz" und die lebendige Erhaltung und fmik- , 

lionale Eingliederung unseres ktllturellenErbes ermQg;lichen~ 

Im Einzelnen wird die Novellierung u. a. vor allen) den Ensemble­

schutz "!'vie auch die M6gtichl>;:eit,der IntabuÜerung des Denkmal- ' ' 

schutzes ins Grundbuch zum Ziel'haben. 
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Vorn 15. Oktober bis 15. November ::.,.970 wurde in der Secession 

die A'usstellung "Denkm2Jpflege in Ö:3terreich 1915 - 1970B 

gezeigt. Die Ausstellung war als eine Leistungsschau des Bun­

desdenkmalamtes gedacht und V1urdi~ von 8.000 Personen be­

sucht. Das Echo in den },iassenmetien war durchaus positiv 

und wurde im besonderen die Quahtät der E"-"Ponate hervorge­

hoben. 

Beilagen 

Aktenyermerk 

Die der Anfragebeantw6rtung beigehefteteh 

Beilagen liegen in der Kanzlei des Präsidenten des Na-

tionalrates zur Einsichtnahme aufo 
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